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die Hoffnung auf eine neue Weltordnung, vielleicht 
eine die der vergangenen ähnelt, ging im letzten 
Jahr nicht auf. Damit bleibt die Unsicherheit be-
stehen. Die Welt teilt sich in neue Blöcke auf, neue 
Verbündete werden gesucht. Demokratie versus 
Autokratie. Freier Handel versus Zölle und bilate-
rale Vereinbarungen. Parallel dazu nehmen die 
geopolitischen Risiken zu und drohen zu eskalie-
ren. Es fällt schwer sich mit dieser neuen Ordnung 
zu arrangieren. Zumal sich der Eindruck aufdrängt, 
dass der Veränderungsprozess noch nicht abge-
schlossen ist.

Die vielen Zinserhöhungen der Notenbanken führ-
ten dazu, dass die Inflationsraten gesunken sind, 
das Preisniveau bleibt dennoch hoch. In der Regel 
blieben die Lohnverhandlungen hinter dem Preis-
anstieg zurück, was zu realen Einkommensverlus-
ten führte. Der globale Nachfragerückgang nach 
deutschen Produkten lässt das Wirtschaftsmodell 
Deutschland ins Stocken geraten. Die zunehmen-
de Regulatorik in Deutschland erschwert Investiti-
onen. Hinzu kommt der Fachkräftemangel, die 
nachkommenden Generationen können den Ar-
beitskräfteverlust, den der Rentenstart der Boo-
mer-Generation nach sich zieht, nicht auffangen. 
Künstliche Intelligenz kann nicht jeden Arbeits-
platz ersetzen, eine Automatisierung benötigt Zeit 
und setzt womöglich die falschen Arbeitskräfte 
frei. In diesem unsicheren Umfeld sehen wir eine 
Konsumzurückhaltung. Die ambitionierten Klima-
ziele wurden aufgeweicht, die Angst vor den Wäh-
lern ist größer als die vor den Wetterextremen. Der 
Sinneswandel mag nachvollziehbar sein, resultiert 
aber in Verunsicherung bei den Bürgern und in der 
Industrie. Auf was muss man sich zukünftig ein-
stellen? Die Rechengrößen der Sozialversicherung 
sollen stark ansteigen aber die Politik befindet sich 
Ende 2024 bereits im Wahlkampf und verunsi-
chert durch taktisches Agieren weiter. Wie lässt 
sich in diesem Umfeld verlässlich planen? Aber all 
dies ist nur eine Momentaufnahme zum Jahres-
ende.

Die Versorgungseinrichtung konnte im Jahr 2023 
den Rechnungszins am Kapitalmarkt erwirtschaf-

ten und es gab noch Raum für eine kleine Dynami-
sierung der Renten und Anwartschaften für das 
Jahr 2024. Die Kapitalmärkte entwickelten sich 
auch im Jahr 2024 sehr gut und das Erreichen des 
Rechnungszinses von 3,05 % ist in Sicht.

Die Versorgungseinrichtung nützte in der vergan-
genen Niedrigzinsphase die Ausnahmegenehmi-
gung der Aufsichtsbehörde, die eine Immobilien-
quote von 30 % ermöglicht, fast vollständig aus. 
Der schnelle und starke Zinsanstieg verursachte 
jedoch Wertkorrekturen bei den Immobilienobjek-
ten, die sich auch noch im aktuellen Jahr nieder-
schlagen. Höhere Ausbaukosten bei Neuvermie-
tungen oder Maßnahmen zur Steigerung der 
Energieeffizienz drücken zusätzlich den laufenden 
Ertrag. Das Immobilienteam überprüft die direkt 
gehaltenen Immobilien und bewertet Erhaltungs-
maßnahmen, um ein energetisches „Stranden“ 
unserer Immobilien zu vermeiden. Ein von der 
Hauptversammlung bewilligter Verkauf konnte 
dieses Jahr erfolgreich abgeschlossen werden. 
Mit dem Verkauf werden stille Reserven gehoben, 
die den rücklaufenden Ertrag der Immobilienfonds 
etwas kompensieren. 

Die vier Spezialfonds der Versorgungseinrichtung, 
die einem Wertsicherungskonzept unterliegen, 
konnten bis jetzt eine gute Wertentwicklung erzie-
len. Die Versorgungseinrichtung lies den Mana-
gern ausreichende Freiheiten bei den Investitions-
entscheidungen. ESG-Kriterien mussten allerdings 
ein integrales Element in der Anlagestrategie sein. 
Erst zum Jahresende hin wurden, vor dem Hinter-
grund der zunehmenden Unsicherheit in Bezug 
auf den Ausgang der US-Präsidentschaftswahl, 
Sicherungspositionen veranlasst, um das Errei-
chen der Zielrendite nicht zu gefährden.

Der Anteil der Alternativen Investitionen in Private 
Equity, Infrastrukturfonds und Erneuerbare Energi-
en, hauptsächlich abgebildet über Beteiligungs-
programme, nahm weiter zu. Die erwirtschafteten 
Erträge erreichten fast ihre Zielrenditen und konn-
ten einen Mehrertrag erwirtschaften. Die Versor-
gungseinrichtung wird den Anteil dieser Asset-
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klasse noch weiter aufstocken und dabei auch die 
Mischung und Streuung innerhalb der Assetklasse 
nicht außer Acht lassen.

Die Versorgungseinrichtung befindet sich in der 
höchsten ABV-Risikoquote. Deshalb unterziehen 
wir unsere Vermögensanlagen mehrmals jährlich 
einem Stresstest, der hohe akute Verluste simu-
liert. Die Ergebnisse zeigen, dass ausreichend Re-
serven vorhanden sind, um auch zusätzliche kurz-
fristige Verluste hinnehmen zu können.

Die Versorgungseinrichtung wird aller Voraussicht 
nach im Rechnungsjahr 2024 den aktuellen Rech-
nungszins von 3,05 % erwirtschaften. Nach den 
Berechnungen unseres Versicherungsmathemati-
kers kann eine weitere Rechnungszinssenkung, 
wie ursprünglich geplant, umgesetzt werden. Da-
rüber hinaus ermöglicht der Anstieg der Renten-
bemessungsgrundlage auch noch eine Dynami-
sierung der Renten und Anwartschaften. So 
beschloss der Verwaltungsrat in seiner Sitzung im 
Oktober eine Dynamisierung der Renten und An-
wartschaften für das Jahr 2025 von 2,5  % und 
den Rechnungszins gemäß dem technischen Ge-
schäftsplan auf 3,00 % zu senken. Der Techni-
sche Geschäftsplan sieht vor, dass der Rech-
nungszins nach dieser Senkung stabil auf diesem 
Niveau bleibt. Dies wurde der Aufsichtsbehörde 
gegenüber bereits kommuniziert, die die Dynami-
sierung und Rechnungszinssenkung befürwortet. 
Die Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde 
gestaltet sich positiv. Auch wenn die aktuelle Dy-
namisierung vor dem Hintergrund der Preissteige-
rungen gering erscheint, so ist dies nur ein Teil. Im 
Grunde muss der Rechnungszins, den die Versor-
gungseinrichtung jedes Jahr zu erwirtschaften 
hat, hinzugenommen werden. Beide Faktoren re-
sultieren in einer deutlich höheren Ausgangsver-
rentung unserer Mitglieder im Vergleich zur ge-
setzlichen Rentenversicherung.

Wir haben in unserem letzten Rundschreiben an-
gekündigt mehr Personal für die Mitgliederbetreu-
ung einzustellen. Dies ist uns trotz allgemeinem 
Fachkräftemangel in diesem herausfordernden 

Umfeld gelungen. Wir stellen zwar eine Verbesse-
rung fest, jedoch haben wir in der Mitgliederbe-
treuung noch nicht das Niveau erreicht, das wir Ih-
nen bieten möchten, speziell in Hinblick auf die 
Antwortzeiten. Wir arbeiten weiter daran Ihnen 
wieder die gewohnte zeitnahe Beratung anbieten 
zu können.

Aktuell betreuen wir 7.505 aktive Mitglieder und 
2.416 Rentenempfänger (Stand 30.10.2024). Im 
Vordergrund steht die ausführliche Beratung in 
Mitglieds-, Beitrags- und Rentenangelegenheiten. 
Wir freuen uns, dass Sie die persönliche Bera-
tung, in der wir Ihnen umfassende Informationen 
zur Beitrags- und Rentengestaltung geben kön-
nen, verstärkt in Anspruch nehmen. 

Die eingeführte Möglichkeit der vorgezogenen 
Teilaltersrente zieht einen größeren Beratungsbe-
darf nach sich, jedoch liegt die tatsächliche Inan-
spruchnahme durch die Mitglieder wie auch in den 
letzten Jahren bei unter 2 % aller Rentenfälle.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem Ver-
sicherungsbetrieb stehen Ihnen gerne zur Verfü-
gung.

Insgesamt geht die Versorgungseinrichtung gut 
vorbereitet in das Jahr 2025.

Ich verbleibe mit einem herzlichen Dank für die ge-
leistete Arbeit an die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der Versorgungseinrichtung 

Ihr

Dr. med. Michael Kupp 
Vorsitzender

Koblenz, im November 2024
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INFORMATIONEN 
RUND UM DEN BEITRAG

BEITRAGSSATZ

Der Beitragssatz zur 
gesetzlichen Renten-
versicherung bleibt ab 
01.01.2025 unverän-
dert bei 18,6 %. 

Die Beitragsbemes-
sungsgrenze steigt  
ab 01.01.2025 auf  
monatlich 8.050,00 
EUR (einheitlich für alle 
Bundesländer).

Angestellte Mitglieder Beitrag

Höchstbeitrag 1.497,30 €

Mindestbeitrag 149,75 €

Beitragsbemessungsgrenze mtl. 8.050,00 €

Niedergelassene Mitglieder Beitrag

Pflichtbeitrag  
(25 % der Beitragsbemessungsgrenze von 8.050,00 €)

2.012,50 €

Mindestbeitrag 503,10 €

Höchstmöglicher Beitrag (Erwerb von 2 % Anwartschaften) 2.994,60 €

Pflichtbeitrag in den ersten beiden Jahren der Niederlassung 1.497,30 €

MITGLIEDSBEITRÄGE AB 1. JANUAR 2025 AUF EINEN BLICK
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ENTWICKLUNG DER 
VERSORGUNGSEINRICHTUNG

MITGLIEDERZAHL WÄCHST WEITER

Der Bestand an aktiven Mitgliedern ist zum 
31.12.2023 auf 7.324 (Nettozugang) weiter ge-
stiegen. Bis Ende Oktober 2024 stieg die Zahl der 
aktiven Mitglieder auf 7.505.

In der Grafik sind neben den aktiven Mitgliedern 
zusätzlich die versorgungsausgleichsberechtigten 
Personen (VA-Berechtigte) aufgeführt. Deren An-
zahl hatte sich zum 31.12.2023 auf 582 erhöht. 
Am 31.10.2024 lag die Zahl bei 610.

ZAHL DER RENTENEMPFÄNGER/-
INNEN ANGESTIEGEN

Zum 31.12.2023 erhielten 2.261 Personen Versor-
gungsleistungen von der Versorgungseinrichtung. 
Davon waren 1.009 Personen weiblich und 1.252 
männlich. Bis Ende Oktober 2024 stieg die Ge-
samtzahl auf 2.416 Personen (1.101 weiblich, 
1.315 männlich). 

RENTENEMPFÄNGER/-INNEN

AKTIVE MITGLIEDER UND VA-BERECHTIGTE
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VERWALTUNGSKOSTENSATZ AUF 
1,64 % LEICHT GESUNKEN

Die auf den Betrieb der Versorgungseinrichtung 
und auf die Kapitalanlagen zu verteilenden Auf-
wendungen (Personal-, Sachkosten und Ab-
schreibung auf Inventar) beliefen sich im Ge-
schäftsjahr auf 2,87 Mio. EUR. Die Kosten für die 
Verwaltung der Kapitalanlagen betragen nach ent-
sprechender Zuordnung 53 % der in der Gewinn- 
und Verlustrechnung für die Zeit vom 01.01. bis 
31.12.2023 ausgewiesenen Beträge, sodass für 
den eigentlichen Betrieb der Versorgungseinrich-
tung 1,35 Mio. EUR anzusetzen sind. Das ent-
spricht 1,64 % (Vorjahr 1,65 %) der laufenden Ver-
sorgungsabgaben.

RENTEN UND ANWARTSCHAFTEN 
STEIGEN UM 2,5 %

In der Sitzung vom 10.10.2024 beschlossen die 
Mitglieder des Verwaltungsrats einstimmig, die 
Rentenbemessungsgrundlage für das Jahr 2025 
auf 96.240,00 EUR anzuheben. Das entspricht ei-
ner Dynamisierung von Renten und Anwartschaf-
ten von 2,5 %. Zusätzlich wurde beschlossen, den 
Rechnungszins auf 3,00 % zu senken, um die  
Risikotragfähigkeit der Versorgungseinrichtung 
weiter zu stärken. Momentan steht die Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde noch aus. 
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JAHRESRECHNUNG 2023

Die Jahresrechnung für das Jahr 2023 wurde in 
der Sitzung der Hauptversammlung der Versor-
gungseinrichtung vom 13.11.2024 genehmigt. Die 
Bilanzsumme zum 31.12.2023 von 1.667,0  Mio. 
EUR (Vorjahr 1.597,0 Mio. EUR) gliedert sich wie 
folgt (Werte sind gerundet):

AKTIVA2022 2023 2022

A. Immaterielle Vermögensgegenstände 0,1 Mio. EUR 0,1 Mio. EUR

B. Kapitalanlagen 1.651,2 Mio. EUR 1.576,8 Mio. EUR

C. Forderungen 3,4 Mio. EUR 1,6 Mio. EUR

D. Sonstige Vermögensgegenstände 6,8 Mio. EUR 14,6 Mio. EUR

E. Rechnungsabgrenzungsposten 5,5 Mio. EUR 3,9 Mio. EUR

1.667,0 Mio. EUR 1.597,0 Mio. EUR

PASSIVA 2023 2022

A. Eigenkapital 97,0 Mio. EUR 92,0 Mio. EUR

B. Ausgleichsstock 1.567,0 Mio. EUR 1.503,4 Mio. EUR

C. Versicherungstechnische Rückstellungen 0,9 Mio. EUR 0,1 Mio. EUR

D. Andere Rückstellungen 0,2 Mio. EUR 0,2 Mio. EUR

E. Andere Verbindlichkeiten 1,9 Mio. EUR 1,3 Mio. EUR

F. Rechnungsabgrenzungsposten 0,0 Mio. EUR 0,0 Mio. EUR

1.667,0 Mio. EUR 1.597,0 Mio. EUR

GEWINN- UND VERLUST-
RECHNUNG (AUSZUG)* 2023 2022

Beiträge  
(ohne Überleitungen und Nachversicherungen) 82,3 Mio. EUR 79,3 Mio. EUR

Erträge aus Kapitalanlagen 63,9 Mio. EUR 39,4 Mio. EUR

Versorgungsaufwand  
(ohne Überleitungen und Beitragserstattungen) 69,3 Mio. EUR 65,4 Mio. EUR

Einstellung in die Verlustrücklage (Eigenkapital) 5,0 Mio. EUR 0,0 Mio. EUR

* für den Zeitraum 01.01.-31.12.2023
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KAPITALANLAGEN

Nach § 14 Abs. 2 des Heilberufsgesetzes Rhein-
land-Pfalz findet hinsichtlich der Art und des Um
fangs der zulässigen Anlage des Sicherungsver-
mögens grundsätzlich die Anlageverordnung in 
der jeweils geltenden Fassung sinngemäße An-
wendung. Die Aufsichtsbehörde kann Abweichun-
gen zulassen. Unter anderem müssen nach dieser 
Verordnung die Grundsätze von Mischung und 
Streuung beachtet werden.

 
Die Kapitalanlagen der Versorgungseinrichtung in 
Höhe von 1.651,2 Mio. EUR teilen sich zum  
Bilanzstichtag 31.12.2023 wie nachstehend auf:

VERMÖGENSAUFTEILUNG

Im Berichtsjahr erfolgten Zeichnungen weiterer 
Zielfonds der Segmente Infrastruktur und Private 
Equity in den Dachfonds für Beteiligungsprogram-
me, welcher im Jahr 2020 aufgelegt wurde. Das 
Segment Private Debt wurde in Form von Verbrie-
fungen im Direktbestand gezeichnet. Die Liquidi-
tätsbestände wurden durch voranschreitende  
Kapitalabrufe in dieser Assetklasse weitestge- 
hend investiert. Außerdem wurden aufgrund at-
traktiver Kupons Neuanlagen in Unternehmens- 
und Staatsanleihen getätigt. In dieser Assetklasse 
wurden Investitionen gezielt in bonitätsstarke Ad-
ressen mit langen Laufzeiten und Kupons über 
dem Rechnungszins getätigt. 

Schuldschein- 
darlehen 
0,9 %

Immobilienanlagen  
(Direktanlagen und Fonds) 
28,9 %

Unternehmens-/ 
Staatsanleihen 
21,2 %

Spezial- 
Sondervermögen/ 
Publikumsfonds 
29,5 %

Beteiligungen 
17,2 %

Sonstiges  
(Termingelder, Hypotheken
forderungen, Geldmarktkonten) 
0,2 %

Gedeckte 
Namensschuld- 
verschreibungen 
1,8 %

Nachrangdarlehen 
0,3 %
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Den Mitgliedern der Versorgungseinrichtung sind 
Nachhaltigkeitskriterien im Rahmen der Kapitalan-
lage ihrer Versorgungsleistungen sehr wichtig. 
Dieser Anforderung trägt die Verwaltung Rech-
nung, in dem bei der Auswahl neuer Kapitalanla-
gen die Themen Umwelt, Soziales und gute Un-
ternehmensführung (sog. ESG-Kriterien) einen 
zentralen Punkt der Ankaufsprüfung darstellen. 

Im März 2021 ist die EU-Verordnung über nach-
haltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Fi-
nanzdienstleistungssektor (Sustainable Finance 
Disclosure Regulation) in Kraft getreten. Diese ver-
pflichtet Asset Manager dazu, Nachhaltigkeits- 
kriterien des jeweiligen Finanzproduktes offen zu 
legen, damit dieses als nachhaltig oder nicht 
nachhaltig eingestuft werden kann. 

Neue Beteiligungsprogramme erfüllen zum Teil 
bereits die Kriterien, um als nachhaltig zu gelten. 
In Kapitalanlagen, in denen die Versorgungsein-
richtung bereits länger investiert ist, z. B. Immobi-
lienfonds, sind die Asset Manager, sofern möglich, 
bestrebt die Kriterien nach und nach zu erreichen, 
um eine Einstufung als nachhaltiges Finanzpro-
dukt zu erhalten.

Darüber hinaus haben sich einige Fondsgesell-
schaften für Immobilienfonds und Beteiligungs-
programme dazu verpflichtet, die UN-Prinzipien 
für nachhaltige Investitionen (UN Principles for Re-
sponsible Investments, UNPRI) anzuwenden. An-
dere setzen eigene Kriterien an. Das Gesamtport-
folio der Versorgungseinrichtung wird von den 
Mitarbeitern der Verwaltung regelmäßig hinsicht-
lich der Optimierung von Nachhaltigkeitskriterien 
überprüft. Im engen Austausch mit sämtlichen 
Fondsgesellschaften und Investmenthäusern wird 
stets auf die hohe Relevanz der Einhaltung von 
Nachhaltigkeitsstandards für die Versorgungsein-
richtung hingewiesen.

NETTOVERZINSUNG 3,55 %

Für die Ermittlung der Nettoverzinsung der Kapital-
anlagen werden von den Kapitalerträgen die Ab-
schreibungen auf Kapitalanlagen, die Verluste aus 
dem Abgang von Kapitalanlagen, die Aufwendun-
gen für die Verwaltung der Kapitalanlagen, Zinsauf-
wendungen und sonstige Aufwendungen abgezo-
gen. Das so ermittelte Ergebnis der Kapitalanlage 
von 57,38 Mio. EUR ergibt, bezogen auf das arith-
metische Mittel des Gesamtbestandes an Kapital-
anlagen zum Beginn und zum Ende des Geschäfts-
jahres, eine Nettoverzinsung für die Kapitalanlagen 
von 3,55 %.
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TERMINE

Die Bilanz zum 31.12.2023 sowie die Gewinn- 
und Verlustrechnung für die Zeit vom 01.01.2023 
bis 31.12.2023 liegen zusammen mit dem Prüfbe-
richt der Wirtschaftsprüfer in der Zeit vom 
01.02.2025 bis 28.02.2025 während der Ge-
schäftszeiten in den Räumen der Versorgungsein-
richtung für alle Mitglieder zur Einsicht aus. 

Für interessierte Mitglieder steht der Geschäftsbe-
richt des Jahres 2023 zur Verfügung. Bei Bedarf 
kann dieser bei der Versorgungseinrichtung ange-
fordert werden.

BESCHLÜSSE DER  
HAUPTVERSAMMLUNGEN 2024

Die Hauptversammlung der Versorgungseinrich-
tung kam im Jahr 2024 zu zwei Sitzungen zusam-
men. In diesen Sitzungen wurden die Aufwands-
entschädigungen für den Vorsitzenden und den 
stellvertretenden Vorsitzenden angehoben und die 
20. Satzungsänderung auf den Weg gebracht. 
Ebenso wurden die Jahresrechnung 2023 und der 
Haushaltsplan 2025 genehmigt. 

AKTUELLES AUS DEM BEREICH 

VERSICHERUNGSBETRIEB 

DOPPELBESTEUERUNG DER RENTE: 
VOLLSTÄNDIGE NACHGELAGERTE 
BESTEUERUNG KOMMT 2058

Seit 2005 läuft der Übergang zur nachgelagerten 
Besteuerung von Altersrenten aus der Basisver-
sorgung, 2040 sollte die Übergangsphase enden. 
Mit dem Wachstums-Chancengesetz wird der 
Zeitraum bis 2058 verlängert. So soll eine doppel-
te Besteuerung vermieden werden. 

Die mögliche Doppelbesteuerung der Rente ist ein 
Thema, welches seit Jahren intensiv diskutiert 
wird. Doppelbesteuerung von Renten, das klingt 
zunächst abstrakt. Im Kontext der Rente spricht 
man von einer Doppelbesteuerung, wenn der 
steuerfreie Rententeil geringer ist als die versteu-
erten Rentenbeiträge während des Arbeitslebens, 
da man auf einen Teil der bereits versteuerten 
Rentenbeiträge erneut Steuern zahlt. Das wäre je-
doch verfassungswidrig. Nach den wegweisen-
den BFH-Urteilen 2021 hat es sich die Bundesre-
gierung zum Ziel gesetzt, Doppelbesteuerung zu 
vermeiden. Die erste Maßnahme: Ab 2023 wurde 
die frühere Beschränkung für den Abzug von Aus-
gaben für die Altersvorsorge aufgehoben. Dies ist 
bereits gesetzlich verankert. 

Mit dem Wachstumschancengesetz wurde eine 
geänderte Regelung aufgenommen. Danach wird 
der steuerpflichtige Rentenanteil bei der Besteue-
rung für (künftige) Rentenjahrgänge nicht mehr um 
1 % pro Jahr steigen, sondern nur noch um 0,5 %. 
Konkret bedeutet dies, dass z.B. mit Rentenbe-
ginn 2025 der Besteuerung unterliegende Anteil 
bei 83,5 % (2026: 84,0 %, 2026: 84,5 %, ..., 
2058: 100 %) liegt. Eine Verringerung der jährli-
chen Steigerung hat zur Folge, dass die vollstän-
dige Besteuerung neuer Renten nicht schon im 
Jahr 2040, sondern erst im Jahr 2058 eintritt. Die 
verlängerte Übergangszeit bedeutet für künftige 
Versorgungsempfänger letztlich eine Steuerent-
lastung. Die Auswirkungen sind allerdings abhän-
gig vom individuellen Einkommen und dem Jahr 
des Rentenbeginns. 

Für weitere Fragen zu Einzelheiten der Besteue-
rung wenden Sie sich bitte an eine Steuerberate-
rin, einen Steuerberater oder das zuständige Fi-
nanzamt, dem die Entscheidung über die 
Festsetzung der Steuern obliegt.
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SATZUNGSÄNDERUNG AB 
01.01.2025

Zum 01.01.2025 erfolgt die 20. Änderung der Sat-
zung der Versorgungseinrichtung. Im Rahmen der 
Satzungsänderung wurden von der Hauptver-
sammlung, neben einigen redaktionellen Anpas-
sungen, der Wegfall des sog. „Ledigenzuschlags“ 
sowie eine Neuregelung der Kinderzulage (ab 
01.01.2028) beschlossen. 

Näheres zu der geänderten Satzung insgesamt 
finden Sie nachfolgend unter der Rubrik „Veröf-
fentlichungen“. Eine Komplettfassung der neuen 
Satzung, die ab dem 01.01.2025 gilt, finden Sie 
auf der Website der Versorgungseinrichtung 
(www.ve-koblenz.de) unter dem Navigationspunkt 
„Service“.

BEITRÄGE AUS ÜBERGANGS- 
GEBÜHRNISSEN

Seit 01.01.2023 sind gemäß § 3 Satz 1 Nummer 
2b SGB VI Soldaten auf Zeit, welche Übergangs-
gebührnisse beziehen und gemäß § 186 SGB VI 
nachversichert wurden, von der Rentenversiche-
rungspflicht ausgenommen. Das Bundesministe-
rium für Verteidigung zahlt dementsprechend Bei-
träge aus Übergangsgebührnissen für Mitglieder, 
deren Nachversicherung gemäß § 186 SGB  VI 
durchgeführt worden ist, an die Versorgungsein-
richtung. 

STEUERVORTEILE NUTZEN IM  
RAHMEN VON FREIWILLIGEN  
BEITRAGSZAHLUNGEN

Die im Jahr 2024 entrichteten Beiträge und freiwil-
ligen Mehrzahlungen an die Versorgungseinrich-
tung der Bezirksärztekammer Koblenz können als 
Sonderausgaben zur Altersvorsorge geltend ge-

macht werden. Der steuerliche Höchstbetrag be-
trägt im Jahr 2024 bei Alleinstehenden 27.566 
EUR. Zusammenveranlagte können 55.132 EUR 
steuerlich geltend machen. Für Arbeitnehmer wird 
der Abzugsbetrag dabei um den steuerfreien Ar-
beitgeberanteil gekürzt.

Der Bundesgesetzgeber hat den steuerlich attrak-
tiven Sonderausgabenabzug eingeführt, um durch 
höhere Beitragszahlungen die Eigenvorsorge zu 
stärken. Lassen Sie diese Option nicht ungenutzt 
verstreichen, denn Ihre Rente wird später - nach-
gelagert - steuerlich veranlagt (s. o. Doppelbe-
steuerung).

Freiwillige Mehrzahlungen können Sie jedes Jahr 
leisten - Sie müssen aber nicht. So bleiben Sie fle-
xibel und können Altersversorgung und Steuerer-
sparnis ganz nach Ihren individuellen wirtschaftli-
chen Verhältnissen jährlich gestalten. 

Ob monatliche oder einmalige Zahlung, ob es ein 
niedriger Betrag ist oder mehrere Tausend Euro, 
die Zuzahlung kann ganz individuell ausfallen. Die 
Obergrenze für alle Einzahlungen ist der jährliche 
2-fache Angestellten-Höchstbeitrag. Dieser be-
trägt für das Jahr 2024 insgesamt 33.703,20 EUR 
(mtl. 2.808,60 EUR). Für das Jahr 2025 liegt der 
höchstmögliche Beitrag bei 35.935,20 EUR (mtl. 
2.994,60 EUR). Durch zusätzliche Beiträge stei-
gen nicht nur die Ansprüche auf Altersrente, son-
dern entsprechend auch auf Berufsunfähigkeits- 
und Hinterbliebenenversorgung. 

Die voraussichtlichen Auswirkungen von freiwilli-
gen Beitragszahlungen auf Ihre Rentenansprüche 
können wir für Sie individuell berechnen. Bitte 
sprechen Sie uns an und vereinbaren Sie gerne ei-
nen Beratungstermin bei uns.
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(1) 	� Der Verwaltungsrat besteht aus seinem Vor-
sitzenden, dessen Stellvertreter und fünf 
weiteren beschließenden Mitgliedern. So-
weit es die Zusammensetzung der 
Hauptversammlung zulässt, sollen min-
destens zwei beschließende Mitglieder 
niedergelassene Ärzte sein und weitere 
zwei beschließende Mitglieder sollen an-
gestellte Ärzte sein.

	� Als beratende Mitglieder gehören dem Ver-
waltungsrat an: 

	 1.	�Der Präsident der Bezirksärztekammer 
Koblenz oder - im Verhinderungsfall - ein 
von ihm bestimmter Vertreter,

	 2.	�ein Finanzsachverständiger,
	 3.	�ein Versicherungsfachmann, soweit der 

Verwaltungsrat dessen Zuziehung für 
zweckdienlich hält. (…)

(1) 	� Altersrente:
	 1.	�Altersrente erhalten alle Mitglieder, die 

das 65. Lebensjahr (Altersgrenze) vollen-
det haben. Die Altersgrenze erhöht sich 
für die Jahrgänge: (…)

(2) 	 Berufsunfähigkeitsrente: (…)

(1) 	� Der Verwaltungsrat besteht aus seinem Vor-
sitzenden, dessen Stellvertreter und fünf 
weiteren beschließenden Mitgliedern. 

	� Als beratende Mitglieder gehören dem Ver-
waltungsrat an:

	 1.	�Der Vorsitzende der Bezirksärztekam-
mer Koblenz oder - im Verhinderungsfall 
- ein von ihm bestimmter Vertreter,

	 2 	�ein Finanzsachverständiger,
	 3.	�ein Versicherungsfachmann, soweit der 

Verwaltungsrat dessen Zuziehung für 
zweckdienlich hält. (…)

(1) 	� Altersrente:
	 1.	�Altersrente erhalten alle Mitglieder, die 

das 65. Lebensjahr (Altersgrenze) vollen-
det haben. Die Altersgrenze erhöht sich 
für die Jahrgänge: (…)

(2) 	� Berufsunfähigkeitsrente: (…)

Alte Fassung Neue Fassung

VERÖFFENTLICHUNGEN

20. ÄNDERUNG DER SATZUNG DER VERSORGUNGSEINRICHTUNG

Die Hauptversammlung der Versorgungseinrichtung hat in ihrer Sitzung am 12.06.2024 die 20. Änderung 
der Satzung der Versorgungseinrichtung beschlossen. Die Satzungsänderung wurde vom Ministerium 
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau Rheinland-Pfalz mit Schreiben vom 30.07.2024 auf-
sichtsbehördlich genehmigt.

Synopse der 20. Satzungsänderung

Artikel I
Änderungen

§ 11
Zusammensetzung  

und Wahl des  
Verwaltungsrats

§ 22
Rentenleistungen  

an Mitglieder
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(3) 	Kinderzulage: 
1.	� Alters- und Berufsunfähigkeitsrentner 

erhalten in sinngemäßer Anwendung der 
Vorschriften über die Gewährung von 
Waisenrente (§ 23 Abs. 2) eine Kinderzu-
lage. 

2.	� Bei der Inanspruchnahme der vorgezo-
genen Altersrente (Absatz 1 Ziffer 2) wird 
bis zum Erreichen der Altersgrenze (Ab-
satz 1 Ziffer 1) keine Kinderzulage ge-
zahlt.

3.	� Für ab dem 01.01.2028 erstmals zu ge-
währende Kinderzulagen wird diese 
grundsätzlich nur bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres gezahlt. Über diesen 
Zeitpunkt hinaus wird die Kinderzulage 
längstens bis zur Vollendung des 27. Le-
bensjahres für dasjenige Kind gewährt, 
das sich in Schul- oder Berufsausbil-
dung befindet. § 23 Abs. 2 Nr. 4 gilt in 
sinngemäßer Anwendung.

(1) 	 Witwen- bzw. Witwerrente:
	 1.	�Der überlebende Ehegatte eines Mitglie-

des erhält Witwen- bzw. Witwerrente, 
sofern die Eheschließung vor Erreichung 
der Altersgrenze im Sinne des § 22 Abs. 
1 Ziff. 1 erfolgte und die Ehe bei seinem 
Tode noch bestand.

	 2.	�Bei Wiederverheiratung des überleben-
den Ehegatten fallen die Renten fort.

	 3.	�Sind mehrere Berechtigte vorhanden, 
wird die Witwen- bzw. Witwerrente 
anteilig nach jeweiliger Dauer der Ehe 
aufgeteilt. Der Wegfall eines Berech-
tigten begründet keinen Anspruchs-
übergang auf weitere Berechtigte.

(…)

(3) 	� Kinderzulage: 
Alters- und Berufsunfähigkeitsrentner erhal-
ten in sinngemäßer Anwendung der Vor-
schriften über die Gewährung von Waisen-
rente (§ 23 Abs. 2) eine Kinderzulage. Bei der 
Inanspruchnahme der vorgezogenen Alters-
rente (Absatz 1 Ziffer 2) wird bis zur Errei-
chung der Altersgrenze (Absatz 1 Ziffer 1) 
keine Kinderzulage gezahlt.

(1) 	 Witwen- bzw. Witwerrente:
	 1.	�Der überlebende Ehegatte eines Mitglie-

des erhält Witwen- bzw. Witwerrente, 
sofern die Eheschließung vor Erreichung 
der Altersgrenze im Sinne des § 22 Abs. 
1 Ziff. 1 erfolgte und die Ehe bei seinem 
Tode noch bestand.

	 2.	�Bei Wiederverheiratung des überleben-
den Ehegatten fallen die Renten fort.

(…)

Alte Fassung Neue Fassung

§ 23
Rentenleistungen  
an Hinterbliebene
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Alte Fassung Neue Fassung

(2) 	 Waisenrente:
(…)
  3.	� Waisenrente wird grundsätzlich bis zur Voll-

endung des 18. Lebensjahres gezahlt, darü-
ber hinaus für die Dauer weiterer Schul- oder 
Berufsausbildung, die Ableistung eines frei-
willigen sozialen Jahres, freiwilligen ökologi-
schen Jahres oder Bundesfreiwilligendiens-
tes, jedoch höchstens bis zur Vollendung 
des 27. Lebensjahres. Dabei gelten Zeiträu-
me zwischen jeweils zwei Ausbildungsab-
schnitten bis zu einer Gesamtdauer von 
höchstens 12 Monaten als Ausbildungszeit. 
Die Ableistung des Wehrdienstes zur Erfül-
lung der Wehrpflicht gilt nicht als Berufsaus-
bildung. Wird jedoch die Schul- oder Berufs-
ausbildung über das 27. Lebensjahr hinaus 
durch solche Wehrdienstleistung verzögert, 
so kann bis zu einem ihr entsprechenden 
Zeitraum die Waisenrente über die Vollen-
dung des 27. Lebensjahres hinaus weiter 
gewährt werden, längstens jedoch für den 
Zeitraum, in dem vor Vollendung des 27. Le-
bensjahres dieser Dienst geleistet wurde.

	 �
	 �
(…)

(1)	 �Die Höhe der Mitgliederrente (§ 22 Abs. 1 
und 2) ergibt sich aus den dem Mitglied bei 
Rentenbeginn zustehenden Anwartschaften 
in Beziehung zu der jeweils geltenden Ren-
tenbemessungsgrundlage nach näherer 
Maßgabe des § 28. Tritt an die Stelle einer 
Berufsunfähigkeitsrente die Altersrente (§ 22 
Abs. 2 Ziff. 6), so richtet sich auch die Alters-
rente hinsichtlich ihrer Höhe nach den 

(2) 	 Waisenrente:
(…) 
  3.	� Waisenrente wird grundsätzlich bis zur Voll-

endung des 18. Lebensjahres gezahlt, darü-
ber hinaus für die Dauer weiterer Schul- oder 
Berufsausbildung, die Ableistung eines frei-
willigen sozialen Jahres, freiwilligen ökologi-
schen Jahres oder Bundesfreiwilligendiens-
tes, jedoch höchstens bis zur Vollendung 
des 27. Lebensjahres. Dabei gelten Zeiträu-
me zwischen jeweils zwei Ausbildungsab-
schnitten bis zu einer Gesamtdauer von 
höchstens 12 Monaten als Ausbildungszeit. 
Die Ableistung des Wehrdienstes zur Erfül-
lung der Wehrpflicht gilt nicht als Berufsaus-
bildung. Wird jedoch die Schul- oder Berufs-
ausbildung über das 27. Lebensjahr hinaus 
durch solche Wehrdienstleistung verzögert, 
so kann bis zu einem ihr entsprechenden 
Zeitraum die Waisenrente über die Vollen-
dung des 27. Lebensjahres hinaus weiter 
gewährt werden, längstens jedoch für den 
Zeitraum, in dem vor Vollendung des 27. Le-
bensjahres dieser Dienst geleistet wurde. 
Das gleiche gilt für Soldaten auf Zeit, die 
sich für eine Dauer von nicht länger als 2 
Jahren verpflichtet haben. 

(…)

(1)	� Die Höhe der Mitgliederrente (§ 22 Abs. 1 
und 2) ergibt sich aus den dem Mitglied bei 
Rentenbeginn zustehenden Anwartschaften 
in Beziehung zu der jeweils geltenden Ren-
tenbemessungsgrundlage nach näherer 
Maßgabe des § 28. Tritt an die Stelle einer 
Berufsunfähigkeitsrente die Altersrente (§ 22 
Abs. 2 Ziff. 5), so richtet sich auch die Alters-
rente hinsichtlich ihrer Höhe nach den 

§ 25
Höhe und Dauer  

der Leistungen
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Alte Fassung Neue Fassung

Grundsätzen, die für die Ermittlung der Be-
rufsunfähigkeitsrente gegolten haben. Hat 
ein Mitglied vor Ablauf eines Zeitraums von 
fünf Jahren nach dem Ende der Zahlung ei-
ner Berufsunfähigkeitsrente (§ 22 Abs. 2) für 
die Zeit ab dem 01.01.2017 erneut An-
spruch auf Gewährung einer Berufsunfähig-
keitsrente, darf diese der Höhe nach die vor-
hergehende Berufsunfähigkeitsrente nicht 
unterschreiten.

(2)	� Die Witwen- bzw. Witwerrente (§ 23 Abs. 1) 
beträgt 60 % der Mitgliederrente.

(3) 
1.	� Die Waisenrente und die ihr entsprechen-

de Kinderzulage (§ 22 Abs. 3 und § 23 
Abs. 2) betragen je Kind 40 % der für das 
Mitglied maßgeblichen Rente, höchstens 
jedoch pro Jahr 13  1/3 % der jeweiligen 
Rentenbemessungsgrundlage. Für Mit-
glieder, die einen Pflichtbeitrag gemäß  
§ 18 Abs. 3 geleistet haben, beläuft sich 
der Höchstbetrag auf jährlich 3  1/3 % der 
jeweiligen Rentenbemessungsgrundlage.

2.	� Für ab dem 01.01.2028 erstmals zu ge-
währende Kinderzulagen beträgt diese 
je Kind 10 % der Mitgliederrente. Abwei-
chend von Satz 1 beträgt die Kinderzula-
ge je Kind 40 % der Mitgliederrente, 
wenn das Mitglied eine Berufsunfähig-
keitsrente bezieht, höchstens jedoch pro 
Jahr 13  1/3 % der jeweiligen Rentenbe-
messungsgrundlage. Für Mitglieder, die 
einen Pflichtbeitrag gemäß § 18 Abs. 3 
geleistet haben, beläuft sich der Höchst-
betrag auf jährlich 3  1/3 % der jeweili-
gen Rentenbemessungsgrundlage. Tritt 
an die Stelle der Berufsunfähigkeitsrente 
die Altersrente (§ 22 Abs. 2 Ziff. 6), so 
verändert sich die Höhe der Kinderzula-
ge nicht.

Grundsätzen, die für die Ermittlung der Be-
rufsunfähigkeitsrente gegolten haben. Hat 
ein Mitglied vor Ablauf eines Zeitraums von 
fünf Jahren nach dem Ende der Zahlung ei-
ner Berufsunfähigkeitsrente (§ 22 Abs. 2) für 
die Zeit ab dem 01.01.2017 erneut An-
spruch auf Gewährung einer Berufsunfähig-
keitsrente, darf diese der Höhe nach die vor-
hergehende Berufsunfähigkeitsrente nicht 
unterschreiten.

(2)	� Die Witwen- bzw. Witwerrente (§ 23 Abs. 1) 
beträgt 60 % der Mitgliederrente.

(3) 	� Die Waisenrente und die ihr entspre-
chende Kinderzulage (§ 22 Abs. 3 und § 
23 Abs. 2) betragen je Kind 40 % der für 
das Mitglied maßgeblichen Rente, 
höchstens jedoch pro Jahr 13  1/3 % der 
jeweiligen Rentenbemessungsgrundla-
ge. Für Mitglieder, die einen Pflichtbei-
trag gemäß § 18 Abs. 3 geleistet haben, 
beläuft sich der Höchstbetrag auf jähr-
lich 3  1/3 % der jeweiligen Rentenbe-
messungsgrundlage.
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Alte Fassung Neue Fassung

(1)	 ...
(2)	 ...
(3)	� Nimmt ein Mitglied die vorgezogene Alters-

rente (§ 22 Abs. 1 Ziff. 2) in Anspruch, so 
mindert sich die nach den Absätzen 1 und 2 
berechnete Rente für jeden vollen Monat, 
um den der Beginn des Rentenbezuges vor 
dem Erreichen der Altersgrenze liegt, auf 
Dauer um 0,45 %.

	 �
	 �

(1)	 ...
(2)	 ...
(3)	� Nimmt ein Mitglied die vorgezogene Alters-

rente (§ 22 Abs. 1 Ziff. 2) in Anspruch, so 
mindert sich die nach den Absätzen 1 und 2 
berechnete Rente für jeden vollen Monat, 
um den der Beginn des Rentenbezuges vor 
dem Erreichen der Altersgrenze liegt, auf 
Dauer um 0,45 %.

(4)	� Einen Zuschlag zur Altersrente nach den 
im Geschäftsplan festgelegten versiche-
rungsmathematischen Grundsätzen er-
halten

1.	� Mitglieder, die bis zum Beginn der Al-
tersrente 

	 a) �weder Berufsunfähigkeitsrente erhal-
ten haben, noch 

	 b) �jemals einen Anspruch auf Kinderzu-
lage besessen haben, noch

	 c) �jemals Angehörige hatten, denen ein 
Anspruch auf Hinterbliebenenrente 
zugestanden haben würde, sofern sie 
spätestens 3 Monate nach erstmali-
gem Erhalt ihrer Altersrente einen ent-
sprechenden Antrag stellen;

2. 	� alle Mitglieder, die Altersrente gemäß § 
22 Abs. 1 mit Vollendung des 65. Le-
bensjahres erhalten können und die auf-
geschobene Altersrente beantragt ha-
ben. Der Aufschub ist spätestens in dem 
Monat zu beantragen, in dem die Alters-
grenze gemäß § 22 Abs. 1 Ziff. 1 erreicht 
wird.

§ 28
Rentenberechnung
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Alte Fassung Neue Fassung

1) Die Satzung ist am 1. Januar 1980 in Kraft 
getreten. Die Bestimmungen der 20. Änderung 
treten mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
vom 30.07.2024 und der Veröffentlichung im 
Ärzteblatt Rheinland-Pfalz Nr.10/2024 zum 
01.01.2025 in Kraft. (…)

1)	� Die Satzung ist am 1. Januar 1980 in Kraft 
getreten. Die Bestimmungen der 19. Ände-
rung treten mit Genehmigung der Aufsichts-
behörde vom 15.08.2023 und der Veröf-
fentlichung im Ärzteblatt Rheinland-Pfalz Nr. 
10/2023 zum 01.01.2024 in Kraft. (…)

§ 35
Inkrafttreten  
und Übergangs- 
bestimmungen

Artikel II
Inkrafttreten

Die vorstehenden Satzungsänderungen treten zum 01.01.2025 in Kraft.
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Körperschaft des öffentlichen Rechts 

Bubenheimer Bann 12
56070 Koblenz
Telefon: (0261) 947 637 0
Telefax: (0261) 947 637 98
mail@ve-koblenz.de
www.ve-koblenz.de

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem Versicherungsbetrieb stehen Ihnen gerne beratend 
zur Verfügung.

Sie erreichen uns am besten während der folgenden Zeiten  
(oder nach telefonischer Vereinbarung):

Montag bis Donnerstag:		  8:30 – 12:00 Uhr 
Montag, Mittwoch und Donnerstag:		 13:30 – 15:30 Uhr

MITGLIEDS-, BEITRAGS- UND RENTENBETREUUNG

Telefon: (0261) 947 637 40
Telefax: (0261) 947 637 99 
mitgliedschaft@ve-koblenz.de

GESCHÄFTSFÜHRUNG

Telefon: (0261) 947 637 13
Telefax: (0261) 947 637 98
mail@ve-koblenz.de

KÖRPERSCHAFT DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Bubenheimer Bann 12
56070 Koblenz

Telefon: (0261) 947 637 0
Telefax: (0261) 947 637 98

mail@ve-koblenz.de
www.ve-koblenz.de

HABEN SIE FRAGEN ZU IHRER MITGLIEDSCHAFT,  
DEN BEITRÄGEN ODER IHRER RENTE?


